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„Wie soll ich das denn schaffen Grundlagen und 
Formen guter Ausschussarbeit
Es klingelte an der Tür und der Postbote übergab mir ein Paket, in dem gut und gerne die neue 
Enzyklopädie der Tierwelt platz gehabt hätte. Dabei hatte ich gar keine Bücher bestellt, sondern erwartete 
ludiglidi die Einladung sowie diu Ausschussiinlorkigcn lür meine ersle Sitzunci im Jugendhilfeausschuss 
einer großen Ruhrgebietsstadt. Schnell war das Paket geöffnet und der Blick auf das Anschreiben verriet 
mir, in genau 10 Tagen findet die konstituierende Sitzung des Ausschusses statt. Da nicht alle 
Ausschussunterlagen rechtzeitig fertig geworden waren, sollte ich in den nächsten Tagen weitere 
Unterlagen erhalten. Die Tagesordnung umfasste 18 Punkte.
Noch am selben Abend stürzte ich mich mit großem Eifer auf das Lesen der Vorlagen. In der Mitte auf dem 
Schreibtisch lagen die Vorlagen, rechts davon die neueste Ausgabe eines Kommentars zum 
Jugendhilfegesetz und links eine Einführung und Handreichung zur Arbeit des Jugendhilfeausschusses. 
Nach circa einer Stunde hatte ich die erste Vorlage durchgearbeitet. Ein Blick auf die Vorlage verriet mir, 
ich hatte mehr Frage- als Ausrufezeichen vermerkt. Wie sollte ich jetzt im Ausschuss eine Bewertung 
abgeben, eine strategische Richtungsentscheidung treffen, wenn ich nicht einmal die Vorlage in Gänze 
verstanden hatte. Aber ich hatte ja noch 17 weitere Tagesordnungspunkte und damit die Chance, wenig­
stens die eine oder andere Vorlage zu verstehen.
Wie es mir bei meiner ersten Aus­
schusssitzung gegangen ist - nur zu 
zwei Tagesordnungspunkten hatte 
ich mich gemeldet und eine Frage 
gestellt bzw. einen vorsichtigen 
Kommentar abgegeben - geht es 
vielen Mitgliedern in Jugendhilfeaus- 
schüssen und zwar nicht nur In der 
ersten Sitzung. Etwas leichter als 
Politiker/innen haben es die Vertre­
ter/innen der freien Träger. Sie sind in 
der Regel in mindestens einem 
Arbeitsbereich der Jugendhilfe be­
heimatet und können sich erst ein­
mal auf diesem Bereich konzentrie­
ren. Für alle stimmberechtigten Mit­
glieder gilt aber, dass sie als 
Ehrenamtliche im Jugendhilfeaus­
schuss sitzen und damit Bestandteil 
des zweigeteilten Jugendamtes 
sind, in dem somit Haupt- und 
Ehrenamtliche Zusammenwirken. 
Sie tragen die Verantwortung für die 
strategische Ausrichtung der ge­
samten Jugendhilfe und sollen auf 
der Basis von Vorlagen der Verwal­
tung Entscheidungen von grund­
sätzlicher Bedeutung treffen. Wer 
diese Funktion ernst nimmt, muss 
ein System entwickeln, wie die 
Arbeit des Jugendhilfeausschusses 
strukturiert werden kann.
Aller Anfang ist schwer...
Das perfekte Ausschussmitglied wird 
es nicht geben. Kaum ein ehrenamtli­
ches Mitglied im Jugendhilfeaus­
schuss dürfte zum Beginn seiner 
Wahlzeit über ausreichende Infor­
mationen zur Aufbauorganisation des 
Jugendamtes, zu den Strukturen und 
Leistungen der freien Träger der 
Jugendhilfe sowie zu den Rechten 
und Pflichten des Jugendhilfeaus­
schusses als Ausschuss eigenen 
Rechts verfügen. Häufig existieren 
nur begrenzte Kenntnisse, die dann 
das Bild von der Jugendhilfe prägen 
und die eigene Arbeit bestimmen. Es 
ist daher empfehlenswert, für alle 
Mitglieder des Jugendhilfeausschus­
ses und damit auch für die so 
genannten alten Hasen, zum Beginn 
einer Wahlzeit die Aufbauorganisation 
des Jugendamtes (Fachbereich, Amt, 
Sachgebiete, Einrichtungen, etc.) 
sowie die Strukturen und Leistungen 
der freien Jugendhilfe (Träger, 
Dienste, Einrichtungen, etc.) zu erläu­
tern. Häufig ist es in diesem 
Zusammenhang sinnvoll, auch auf 
bestehende Grundsatzbeschlüsse 
des Jugendhilfeausschusses und 
damit ggf. auch auf bestehende 
Verträge zwischen dem öffentlichen 
Träger sowie den freien Trägern der
Jugendhilfe zu verweisen. Besonders 
wenn Kenntnisse über letzteres bei 
den Ausschussmitgliedern nicht vor­
liegen, kommt es zu Missverständ­
nissen und werden Diskussionen 
doppelt und dreifach geführt.
Der Jugendhilfeausschuss ist Teil der 
kommunalen Selbstverwaltung. Für 
Ihn gelten neben den Bestimmungen 
der Gemeindeordnung Nordrhein- 
Westfalen auch die Geschäftsord­
nungen der Räte bzw. Kreistage und 
ihrer Fachausschüsse. Als Aus­
schuss eigenen Rechts, sind aber 
zusätzlich noch die Bestimmungen 
des SGB VIII (Kinder- und Jugend­
hilfegesetz KJHG) sowie die Bestim­
mungen des Landesausführungs- 
gesetzes (Erstes Ausführungsge­
setzes zum KJHG NW) zu beachten. 
In den entsprechenden kommunalen 
Satzungen der Jugendämter, wird 
die Zusammensetzung des Jugend­
hilfeausschusses sowie die entspre­
chenden Rechte und Pflichten noch 
einmal für die Jugendhilfe vor Ort 
festgehalten. Auch über diese 
Strukturen und die sich daraus erg­
ebenen rechtlichen Konsequenzen 
für die Arbeit im Jugendhilfeaus­
schuss, gilt es zu Beginn einer 
Wahlzeit zu informieren.
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Um den Einstieg in die fünfjährige 
Wahizeit zu erleichtern, hat es sich 
als sinnvoll erwiesen, gleich am An­
fang eine Klausurtagung für alle Mit­
glieder des Jugendhllfeausschusses 
anzubieten. Bel der Fülle der zu be­
handelnden Themen und Informa­
tionen zum Beginn der Ausschuss­
tätigkeit, lässt sich dieses häufig 
nicht im Rahmen einer normalen 
Sitzung vermitteln, zumal dort häufig 
das laufende Geschäft auf den Aus­
schuss wartet. Werden solche Klau­
surtagungen mit einer Übernachtung 
verbunden, kann auch gleich etwas 





Wer sich schon einmal durch die end­
losen Berge von Verwaltungsvorlagen 
durchgearbeitet hat, kommt häufig zu 
dem Schluss, vielleicht nicht alles ver­
standen aber auch kaum einen Punkt 
zu finden, an dem eine andere als von 
der Verwaltung vorgegeben Meinung 
entwickelt werden könnte.
Dieses Gefühl führt dann vielfach 
dazu, dass sich Mitglieder in Jugend- 
hilfeausschüssen als reine „Ja­
sager“ der Verwaltung Vorkommen. 
Diese Wahrnehmung wird noch 
dadurch bestärkt, dass tatsächlich 
eine ganze Reihe von Entscheidun­
gen der Verwaltung durch den 
Ausschuss bestätigt werden müs­
sen, zu denen es rechtlich gar keine 
Alternativen gibt (Anerkennung von 
Trägern, Mittelgewährung aufgrund 
von Gesetzen, etc.). Dieses Unbe­
hagen von Ausschussmitgliedern 
entlädt sich dann häufig bei ganz 
einfachen und eher operativen 
Fragestellungen, wie zum Beispiel 
der Gestaltung von Spielplätzen, bei 
denen dann alle mitreden können.
Gänzlich wird sich diese Wahrneh­
mung nicht verhindern lassen. Es hat 
sich aber als sinnvoll erwiesen, wenn 
einer Verwaltungsvorlage sofort zu 
entnehmen ist, ob es sich um eine 
Fragestellung in der Kompetenz des 
örtlichen Trägers der Jugendhilfe 
handelt oder nur um eine formale 
Zustimmung.
Bei komplexeren Fragestellungen und 
Sachverhalten, die häufig gar nicht in 
einer Vorlage erläutert werden kön­
nen, ist eine Einführung in die Sach­
lage durch die Verwaltung unverzicht­
bar. Eine solche Erläuterung und eine 
damit verbundene Klärung von Fra­
gen, können aber nicht erst zu 
Beginn der Ausschusssitzung erfol­
gen. Die Verwaltung ist gehalten, im 
Vorfeld auf die Mitglieder des Jugend- 
hilfeausschusses zu zugehen und die 
notwendigen Erläuterungen vorzu­
nehmen. Wird eine qualifizierte De­
batte und damit verbundenen Mei­
nungsbildung gewünscht, kann sich 
ein solches Zugehen nicht nur auf die 
Mehrheitsfraktion beziehen sondern 
muss alle Fraktionen und Gruppen im 
Jugendhilfe-ausschuss umfassen. Je 
mehr Zeit im Vorfeld Investiert wird, 
umso fachlicher wird sich die Mei­
nungsbildung gestalten.
Diskutiert und Entschie­
den wird vor der Aus­
schuss Sitzung
Für einen Außenstehenden wirken 
Sitzungen des Jugendhilfeausschus- 
ses häufig etwas merkwürdig, da 
weniger inhaltlich diskutiert als viel­
mehr im Sinne einer Debatte vorge­
fertigte Meinungen und Standpunkte 
vorgetragen werden. Die eigentliche 
Diskussion und damit auch das 
Abwägen von Standpunkten sowie 
die Suche nach Zustimmung erfolgt 
im Vorfeld der Sitzung. Die jeweiligen
politischen Fraktionen haben in der 
Regel einen separaten Arbeitskreis 
für solche Abstimmungen. Je nach 
tatsächlicher oder auch gewollter 
Zugehörigkeit, werden zu diesen 
Arbeitskreisen auch Vertreter/innen 
der freien Träger eingeladen.
Zum Teil treffen sich die freien Träger 
auch zusätzlich in Facharbeitskreisen, 
an denen nur Träger der Jugendhilfe 
teilnehmen. Solche Arbeitskreise gibt 
es trägerübergreifend zum Beispiel im 
Rahmen der Stadt- oder Kreisju­
gendringe sowie der Arbeitsgemein­
schaften der Wohlfahrtsverbände oder 
auch trägerspezifisch im Rahmen 
einer katholischen oder evangelischen 
Arbeitsgemeinschaft der Jugendhilfe.
Wer sich also als Mitglied im Ju- 
gendhllfeausschuss in die inhaltliche 
Diskussion einbringen, wer unter­
schiedliche Standpunkte und fachli­
che Argumente vor seiner Entschei­
dungsfindung hören möchte, kann 
gar nichts anderes machen, als sich 
solchen Arbeitskreisen anzuschlie­
ßen. Schwieriger wird es hier für die 
Mitarbeiter/innen der Verwaltung des 
Jugendamtes. Da die Verwaltung 
bekannter Maßen mit einer Meinung 
spricht, in der Regel vorgetragen 
durch den oder die zuständige 
Dezernentin, obliegt es auch der 
Verwaltungsspitze zu entscheiden, 
an welcher Stelle, Zeit und Ort sich 
Mitarbeiter/innen der Verwaltung in 
die Diskussion einbringen dürfen.
Kommunikationsstrukturen der Jugendhilfe
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Jugend hi Ifeausschuss  
und Arbeitsgemeinschaft 
nach § 78 SGB VIII
ln vielen Kommunen ist es üblich, 
dass die Abstimmung zwischen der 
Verwaltung des Jugendamtes sowie 
den freien Trägern der Jugendhilfe 
nicht erst im Jugendhilfeausschuss 
erfolgt, sondern sich bei wesentlichen 
Grundsatzfragen schon im Vorfeld 
verständigt wird. Neben der persönli­
chen Ebene und Abstimmung zwi­
schen den handelnden Akteuren, 
erfolgt dies vor allem in den Arbeits­
gemeinschaften nach § 78 SGB VIII. 
Da an diesen Arbeitsgemeinschaften 
alle anerkannten Träger der Jugend­
hilfe teilnehmen können, stellen sie 
einen gut Ort zur Meinungsbildung 
und Abstimmung zwischen dem 
öffentlichen Träger und den freien 
Trägern der Jugendhilfe dar.
Je nach politischer Kultur der örtli­
chen Jugendhilfe ist es üblich, dass 
der Jugendhilfeausschuss schon in 
der Verwaltungsvorlage über das Vo­
tum der freien Träger In der Arbeits­
gemeinschaft nach § 78 zu einem 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
informiert wird. Für die Mitglieder im 
Jugendhilfeausschuss bedeutet die­
ses Vorgehen, dass sie nicht erst im 
Ausschuss etwas über den Stand­
punkt und die Meinung der freien Trä­
ger erfahren, sondern schon im Vor­
feld bei ihren eigenen Beratungen über 
das jeweilige Votum informiert sind.
Orientierungen der Ju­
gendhilfe
Der Jugendhilfe wie wir sie heute 
kennen, liegt ein seit dem Reichs- 
jugendwohlfahrtsgesetz entwickel­
tes Verständnis von Orientierungen 
zu Grunde. Die Einheit der Jugend­
hilfe, die besondere Rolle der freien 
Träger sowie das Wunsch- und 
Wahlrecht der Bürger/innen sind 
einige Schlagworte aus dieser Orien­
tierung. Im ersten Kapitel des SGB 
VIII sind Teile dieser Orientierung als 
Allgemeine Vorschriften festgehal­
ten. Für viele Akteure der Jugend­
hilfe, besonders wenn sie schon län­
ger in der Jugendhilfe tätig sind, sind 
diese Grundorientierungen selbst­
verständlich. Zu dieser Selbstver­
ständlichkeit gehört auch die seit
Jahren geführte Auseinandersetzung 
zum Erhalt von Strukturen, die sich 
aus der Orientierung der Jugendhilfe 
ergeben, zum Beispiel die Zweitei­
lung des Jugendamtes.
Für neue Mitglieder in Jugendhilfe- 
ausschüssen sind diese Orientierun­
gen aber nicht selbstverständlich und 
erklären sich auch nicht von allelne. 
Es ist daher notwendig, zum Beginn 
einer Wahlzelt über Grundorientierun­
gen der Jugendhilfe zu diskutieren. 
Eine solche Diskussion macht aber 
nur dann Sinn, wenn sie vor dem 
konkreten Hintergrund der Jugendhil­
fe im Zuständigkeitsbereich des örtli­
chen öffentlichen Trägers geführt wird. 
Es gilt also die Frage zu thematisieren, 
was bedeutet die jeweilige Orientie­
rung für die strategischen Grund­
satzentscheidungen des Jugendhilfe- 
ausschusses, wie sie möglicherweise 
in den nächsten Jahren zu treffen sind. 
Wer noch nie über die Bedeutung 
und den Auftrag der freien Träger in 
der Jugendhilfe nachgedacht hat, 
kann auch schwerlich über den Erhalt 
von Trägerstrukturen diskutieren und 
verantwortlich entscheiden.
Es bietet sich daher an, im Rahmen 
einer Klausurtagung oder auch einer 
Sondersitzung des Jugendhilfeaus- 
schusses über folgende Grundsatz­
fragen und deren Bedeutung für die 
strategische Arbeit des Jugendhilfe- 
ausschusses vor Ort zu diskutieren:
•  Was bedeutet Erziehung und El­
ternverantwortung in der Jugend­
hilfe?
•  Welche Aufgaben und Leistun­
gen hält die Jugendhilfe vor?
•  Wie gestaltet sich die Zusam­
menarbeit zwischen dem öffentli­
chen Träger sowie den freien 
Trägern der Jugendhilfe?
•  Wie soll das Wunsch- und Wahl­
recht der Bürger/innen ausge­
staltet werden?
•  Wer sind die vorrangigen Adres­
saten der Jugendhilfe?
•  Wie lassen sich junge Menschen 
und ihre Familien an der Ausge­
staltung der Jugendhilfe beteili­
gen?
•  Was bedeuten der Erhalt und die 
Achtung vor Grundrichtungen der 
Erziehung?
•  Wie kann eine Orientierung an den 
Lebenslagen von jungen Men­
schen und ihren Familien erfol­
gen?
•  Was bedeutet die Gesamtver­
antwortung für die Jugendhilfe?
Strategische Steuerung
Der Jugendhilfeausschuss kann sei­
ner strategischen Gesamtverant­
wortung und damit der Steuerung 
der Jugendhilfe nur dann gerecht 
werden, wenn er über die dazu not­
wendigen Informationen verfügt. 
Einem Ausschuss, der immer nur 
über einzelne Beschlussvorlagen 
diskutiert und entscheidet, fehlt die 
Grundlage auf der er strategische 
Zielvorgaben für die Jugendhilfe ent­
wickeln kann. Eine solche Grundlage 
Ist erst dann vorhanden, wenn 
Kenntnisse über die zur Verfügung 
stehenden Angebote der Jugend­
hilfe vorliegen, wenn Bedarfsaus­
sagen existieren und wenn regelmä­
ßig über Entwicklungen und Tenden­
zen in der Jugendhilfe berichtet wird. 
Voraussetzung für die strategische 
Steuerung ist also eine funktionieren­
de Jugendhilfeplanung.
Für die Arbeit im Jugendhilfeaus­
schuss bietet es sich daher an, wenn 
im Sinne eines Jahreskreises festge­
legt wird, zu welchem Zeitpunkt Im 
Jahr über welches Handlungsfeld der 
Jugendhilfe durch die Verwaltung be­
richtet und strategische Zielvorgaben 
durch den Jugendhilfeausschuss fest­
gelegt werden sollen. So kann es zum 
Beispiel sinnvoll sein, jeweils Im Fe­
bruar über die Sozialen Dienste zu dis­
kutieren. Hierzu würde gehören, dass 
die Verwaltung über aktuelle Fallzah­
len aus dem vergangenen Jahr infor­
miert, die Verschiebungen und Verän­
derungen im Bereich der Nachfrage 
darstellt und Vorschläge für konkrete 
Zielvereinbarungen mit der Politik un­
terbreitet. Der Jugendhilfeausschuss 
kann sich dann mit dieser Entwicklung 
beschäftigen und strategische Zielvor­
gaben für spezifische Angebote so­
wie Budgetgrößen treffen. Im weite­
ren Verlauf des Jahres würde er ln-
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formiert werden, wenn es zu Abwei­
chungen von diesen Zielvorgaben 
kommt oder im Sinne der Umsetzung 
konkrete Beschlüsse anstehen.
Mit Hilfe einer solchen Struktur 
würde die Grundlage für ein Con­
trollingsystem geschaffen, welches 
Fach- und Finanzdaten umfasst. In 
diese Sinne könnten dann auch wei­
tere Handlungsfelder der Jugendhilfe 
Im Jahreskreis platziert werden, zum 
Beispiel im April der Bereich Tages­
einrichtungen für Kinder, wenn die 




Ein Controllingsystem für die Ju­
gendhilfe setzt aber nicht nur die 
strategische Zielvorgabe durch den 
Jugendhllfeausschuss voraus, son­
dern auch ein umfassendes Doku- 
mentations- und Berichtswesen der 
Verwaltung. Nur eine Verwaltung die 
im Rahmen ihrer konkreten Lei­
stungserbringung in der Lage ist, 
Fallzahlen und damit auch Entwick­
lungen in der Jugendhilfe zu erfas­
sen, kann diese Entwicklungen auch 
bewerten und zielgerichtet handeln,
In vielen Jugendämtern beschränkt 
sich ein solches System zur Erfas­
sung von Leistungen auf die reinen 
Finanzdaten. Die Verwaltung ist zwar 
dann in der Lage, den Jugendhilfe-
ausschuss über Abweichungen ge­
genüber dem Haushaltsplan sowie 
über die Notwendigkeit eines Nach­
tragshaushaltes zu informieren, nicht 
aber über die Hintergründe die zu sol­
chen Entwicklung geführt haben. 
Häufig werden solche Begründun­
gen dann nachgeliefert. Entweder als 
allgemeine Beschreibungen von Ent­
wicklungen oder mit Hilfe einer nach­
träglich vorgenommenen Auszählung 
von Fallzahlen.
Für seine strategischen Diskussionen 
braucht der Jugendhilfeausschuss 
regelmäßig Fall- und Finanzdaten. Er 
sollte sich daher für ein Erfassungs­
und Berichtswesen in der Jugendhilfe 
einsetzen, welches ihm diese Infor­
mationen zur Verfügung stellt. Ein sol­
ches System kann sich dabei nicht 
nur auf die Verwaltung des Jugend­
amtes beziehen, sondern muss die 
gesamte Jugendhilfe im Zuständig­
keitsbereich des örtlichen öffentlichen 
Trägers einschließen.
Gemeinsame Verantwor­
tung für die Jugendhilfe
Die Mitglieder im Jugendhilfeaus­
schuss tragen gemeinsam die Ge­
samtverantwortung für die Jugend­
hilfe im Zuständigkeitsbereich des 
örtlichen öffentlichen Trägers. Dies 
gilt unabhängig davon, ob sie als 
Vertreter/in einer im Rat oder Kreis­
tag vertretenden Partei in den Aus­
schuss gewählt wurden oder als
Vertreter/In eines anerkannten freien 
Trägers der Jugendhilfe. Ihr Mandat 
üben sie daher auch nicht in Vertre­
tung einer Partei oder eines Trägers 
aus, sondern als Lobbyisten für 
junge Menschen und ihrer Familien.
In der Praxis verstehen sich leider vie­
le Mitglieder in Jugendhilfeausschüs- 
sen, besonders zum Beginn einer 
Wahlzeit, als Vertretung einer be­
stimmten Interessensgruppe. An die­
sem Verständnis lässt sich erst dann 
etwas verändern, wenn gemeinsam 
über Ziele für die Jugendhilfe disku­
tiert und die Erfahrung gemacht wird, 
dass die unterschiedlichen Akteure 
auch dann Partei für junge Menschen 
und ihre Familien ergreifen, wenn es 
nicht um den eigenen Träger oder 
das eigene Wahlklientel geht.
Zur gemeinsamen Verantwortung ge­
hört es auch, die strategischen 
Grundsatzentscheidungen des Ju- 
gendhilfeausschusses als Zielvorga­
ben für die gesamte Jugendhilfe zu 
akzeptieren und zwar unabhängig von 
der Frage, wer Träger eines Ange­
botes oder einer Maßnahme ist. Nur 
wer diese Einheit der Jugendhilfe ak­
zeptiert, kann auch die heutige Vielfalt 
von Trägern und Angeboten erhalten.
Wer sich als Lobbyist für Kinder, Ju­
gendliche und junge Erwachsene so­
wie ihrer Familien versteht, wird sich 
auf Dauer nicht durch lange Tages­
ordnungen und umfangreiche Post­
pakete abschrecken lassen. Trotzdem 
können kleine Veränderungen häufig 
zur Erhöhung der Effektivität und der 
Zufriedenheit von Ausschussmitglie­
dern beitragen. Diese Chance sollte 
nicht ungenutzt bleiben.
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